
Schutz für Mieterinnen und Mieter

Mieterinnen und Mieter von Wohn- und Gewerbeimmobilien werden vor Kündigungen geschützt.
Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Kleinstunternehmen erhalten einen Zahlungs- oder 
Leistungsaufschub bei bestimmten fortlaufenden Verpflichtungen. Dadurch soll insbesondere
eine unterbrechungsfreie Versorgung mit - Leistungen der Grundversorgung sichergestellt 
werden, wie zum Beispiel mit Strom und Telekommunikationsleistungen. Zudem erhalten Ver-
braucherinnen und Verbraucher einen mindestens dreimonatigen Zahlungsaufschub bei Dar-
lehensverträgen.
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Kündigungsschutz von Mieterinnen und Mietern

Für Mietverhältnisse soll das Recht der Vermieter zur Kündigung von Mietverhält-
nissen eingeschränkt werden. Dies gilt sowohl für Wohn- als auch für Gewerbe-
raummietverträge. Wegen Mietschulden aus dem Zeitraum zwischen dem 1. April
2020 und dem 30. Juni 2020 dürfen Vermieter das Mietverhältnis nicht kündigen, 
sofern die Mietschulden auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruhen.
Die Verpflichtung der Mieter zur fristgerechten Zahlung der Miete bleibt hier 
jedoch bestehen. Dies gilt für Pachtverhältnisse entsprechend. Die Regelungen 
gelten zunächst bis zum 30. Juni 2020 und können unter bestimmten Vorausset-
zungen verlängert werden.

Zahlungsaufschub für Verbraucherinnen und Verbraucher 
sowie Kleinstunternehmen

Zugunsten von Verbraucherinnen und Verbrauchern und Kleinstunternehmen 
wird vorübergehend für bedeutsame Dauerschuldverhältnisse die Möglichkeit zur 
Leistungsverweigerung geschaffen, soweit sie ihre Leistungspflichten wegen der 
Folgen der COVID-19-Pandemie derzeit nicht erfüllen können. Damit wird für die 
Betroffenen gewährleistet, dass sie insbesondere von Leistungen der Grundversor-
gung wie Strom oder Telekommunikation nicht abgeschnitten werden, weil sie 
ihren Zahlungspflichten krisenbedingt nicht nachkommen können.

Zahlungsaufschub für Verbraucherdarlehen

Zahlungspflichten aus Verbraucherdarlehensverträgen, die bis zum 30. Juni 2020 
fällig werden, sollen gesetzlich um drei Monate gestundet werden, wenn der 
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Schuldner infolge der Pandemie nicht zahlen kann Soweit für die Zeit nach dem 
30. Juni 2020 keine einvernehmliche Lösung zwischen Darlehensgeber und Ver-
braucher gefunden werden kann, sind die Zahlungen wiederaufzunehmen. Da-
mit aber in einer Übergangszeit die laufenden und die gestundeten Raten nicht 
doppelt bezahlt werden müssen, wird der Vertrag insgesamt um drei Monate 
verlängert. Der Darlehensnehmer soll also auch nach Ablauf der Stundung mo-
natlich nur eine reguläre Rate weiterabzahlen müssen. Eine Kündigung des Darle-
hens wird insoweit ausgeschlossen.

Diese Regelungen gelten zunächst bis zum 30. Juni 2020 und können unter be-
stimmten Voraussetzungen verlängert werden.

Insolvenzantragspflicht für geschädigte Unternehmen aussetzen

Unternehmen und Vereine sollen in der Corona-Pandemie handlungsfähig bleiben.
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Durch verschiedene Maßnahmen insbesondere im Insolvenzrecht wird Unternehmen,
die infolge der Pandemie wirtschaftliche Schwierigkeiten haben oder gar insolvent 
geworden sind, die Fortführung des Unternehmens ermöglicht und erleichtert.

Die Handlungsfähigkeit und Beschlussfassung von Unternehmen, Genossenschaften,
Vereinen und Wohnungseigentümergemeinschaften wird auch bei stark be-
schränkten Versammlungsmöglichkeiten sichergestellt. Damit wird erstmals auch 
die Möglichkeit einer virtuellen Hauptversammlung von Aktiengesellschaften ge-
schaffen.

Maßnahmen im Insolvenzrecht

Es soll eine Aussetzung der Insolvenzantragspflicht für Betriebe geschaffen wer-
den, die wirtschaftliche Schäden durch den massiven Anstieg der Infektionen mit 
dem neuartigen SARS-CoV-2-Virus erleiden.

Anknüpfend an die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht, soll es Haftungserleich-
terungen für Geschäftsleiter für Zahlungen nach Eintritt der Insolvenzreife geben. 
Zudem sollen Anreize geschaffen werden, den betroffenen Unternehmen neue Li-
quidität zuzuführen und die Geschäftsbeziehungen zu diesen aufrecht zu erhalten.

Für einen dreimonatigen Übergangszeitraum soll auch das Recht der Gläubiger, 
die Eröffnung von Insolvenzverfahren zu beantragen, eingeschränkt werden. Die 
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht soll bis zum 30. September 2020 befristet 
gelten und kann im Verordnungswege bis zum 31. März 2021 verlängert werden.
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Handlungsfähigkeit von Unternehmen, Genossenschaften, Vereinen 
und Wohnungseigentümergemeinschaften

Es sollen vorübergehende Möglichkeiten geschaffen werden, betroffene Rechts-
formen in die Lage zu versetzen, auch bei weiterhin bestehenden Beschränkungen
der Versammlungsmöglichkeiten erforderliche Beschlüsse zu fassen und handlungs-
fähig zu bleiben.

Hierzu werden vorübergehend substantielle Erleichterungen für die Durchführung
von Hauptversammlungen der Aktiengesellschaft (AG), Kommanditgesellschaft auf
Aktien (KGaA), des Versicherungsvereins a. G. (VVaG) und der Europäischen Gesell-
schaft (SE) sowie für Gesellschafterversammlungen der GmbH, General- und 
Vertreterversammlungen der Genossenschaft und Mitgliederversammlungen von 
Vereinen geschaffen.

Wesentliche Aspekte für die AG, KGaA und SE sind dabei die Möglichkeit, dass 
der Vorstand der Gesellschaft auch ohne Satzungsermächtigung eine Online-Teil-
nahme an der Hauptversammlung ermöglichen kann. Außerdem soll erstmals auch
die Möglichkeit einer präsenzlosen Hauptversammlung mit geschaffen werden.

Ferner soll eine Verkürzung der Einberufungsfrist auf 21 Tage ermöglicht sowie dem
Vorstand ermöglicht werden, auch ohne Satzungsregelung Abschlagszahlungen 
auf den Bilanzgewinn vorzunehmen. Zudem wird die Möglichkeit eröffnet, eine 
Hauptversammlung innerhalb des Geschäftsjahres durchzuführen, das heißt die 
bisherige Achtmonatsfrist wird verlängert.

Da es sich bei der virtuellen Hauptversammlung von Aktiengesellschaften ohne 
physische Präsenz der Aktionäre in Deutschland um ein absolutes Novum handelt, 
schließt der Entwurf insbesondere Anfechtungsrisiken weitestgehend aus.

Für Genossenschaften und Vereine werden ebenfalls vorübergehend Erleichte-
rungen für die Durchführung von Versammlungen ohne physische Präsenz oder 
die Beschlussfassung außerhalb von Versammlungen, auch ohne entsprechende 
Satzungsregelungen geschaffen.

Im Übrigen werden für Genossenschaften, Vereine, Stiftungen und Wohnungs-
eigentümergemeinschaften Regelungen für den vorübergehenden Fortbestand 
bestimmter Organbestellungen getroffen, sollten diese Ablaufen, ohne dass neue 
Organmitglieder bestellt werden können. Um die Finanzierung der Gemeinschaften
der Wohnungseigentümer sicherzustellen, wird angeordnet, dass der zuletzt be-
schlossene Wirtschaftsplan bis zum Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans fort gilt.

Die Regelungen sollen zunächst für das Jahr 2020 gelten und können durch das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz im Wege der Verord-
nung auf das Jahr 2021 verlängert werden.
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Größere Flexibilität für Strafprozesse während der Corona-Pandemie

Im Strafverfahren wird eine längere Unterbrechung der Hautverhandlung ermöglicht, um das 
Platzen von Prozessen zu verhindern.

Vorgesehen ist ein zusätzlicher Hemmungstatbestand für die Unterbrechungsfrist einer straf-
gerichtlichen Hauptverhandlung, der auf ein Jahr befristet ist. Dieser soll es Gerichten erlauben, 
die Hauptverhandlung für maximal drei Monate und zehn Tage zu unterbrechen, wenn sie auf-
grund von Maßnahmen zur Vermeidung der Verbreitung von Infektionen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 nicht durchgeführt werden kann.
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